Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/8526 


17. 09. 97 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/2283 - 

Ausbau statt Neubau der Schleuse Charlottenburg im Projekt 17 
der Verkehrsprojekte Deutsche Einheit 


A. Problem 

Im Rahmen des Projektes 17 der Verkehrsprojekte Deutsche Ein- 
heit ist für die Schleuse Charlottenburg ein Neubau mit gleich- 
zeitiger Begradigung der Spree vorgesehen. Diese Begradigung 
würde nach Auffassung der Antragsteller zum Verlust u. a. von 
vier Kleingartenkolonien mit dem vorhandenen Baumbestand 
führen sowie das typische Landschaftsbild mit dem natumahen 
Spree verlauf nachhaltig zerstören. Die Antragsteller schlagen 
daher vor, das Planfeststellungsverfahren auszusetzen, bis die 
Umweltverträglichkeit des Gesamt-Projektes 17 geprüft ist, die 
Umweltverträglichkeit zweier neuer Varianten zu prüfen und 
diese Varianten sodann neu zu bewerten sowie für die Schleuse 
Charlottenburg als eigenständiges Bauvorhaben vor Abschluß 
der Planfeststellung eine Kosten-Nutzen- Analyse durchzuführen. 


B, Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Im Ausschuß vmrden unterschiedliche Auffassungen zu der Frage 
vertreten, ob die von den Antragstellern gewünschte Lösung oder 
die von der Wasserbauverwaltung geplante Lösung preiswerter 
oder zumindest wirtschafthcher sei. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/2283- abzulehnen. 


Bonn, den 16. April 1997 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Dr. Klaus Röhl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Klaus Röhl 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Druck- 
sache 13/2283 in seiner 125. Sitzung am 26. Septem- 
ber 1996 federführend an den Ausschuß für Verkehr 
und mitberatend an den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie den Haus- 
haltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat am 
4. Dezember 1996 mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.R gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
der PDS sowie bei Stimmenthaltung der Fraktion 
der SPD empfohlen, den Antrag abzulehnen. Der 
Haushaltsausschuß hat am 4. Dezember 1996 nüt 
den Stimmen der Koahtionsfraktionen und einer 
Stimme der Fraktion der SPD bei Enthaltung der 
(übrigen) Stimmen der Fraktion der SPD gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
imd der Gruppe der PDS Ablehnung des Antrags 
empfohlen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Antrag in seiner 
50. Sitzung am 16. April 1997 beraten. Er lehnte den 
Antrag nüt den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS ab. 


IL 

Die Antragsteller schlagen vor, daß der Deutsche 
Bundestag feststellt, daß der im Rahmen des 
Projektes 17 der Verkehrsprojekte Deutsche Ein- 
heit vorgesehene Neubau der Schleuse Charlotten- 
burg mit gleichzeitiger Begradigung der Spree zum 
Verlust von vier Kleingartenkolonien mit dem vor- 
handenen Baumbestand führen und das typische 
Landschaftsbild mit dem natumahen Spreeverlauf 
nachhaltig zerstören würde. Zusätzhch seien acht 
Gewerbebetriebe mit ca. 300 Arbeitnehmern gefähr- 
det. Es seien fünf Varianten hinsichtiich Lage und 
Größe der neuen Schleuse untersucht worden; dabei 
seien aber Varianten, die die Schleuse bei Ausbau 
einer Kammer am jetzigen Standort belassen wür- 
den, hinsichthch der Umweltverträghchkeit nicht 
geprüft worden. Darunter seien je eine Variante, die 
ohne Spreedurchstich auskomme bzw. die auf 
Spreedurchstich und Spreebegradigung verzichte. 
Daher solle der Deutsche Bundestag die Bundes- 
regierung auffordem, sich gegenüber der Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion Ost dafür einzusetzen, daß 
das am 13. März 1995 begonnene Planfeststellungs- 
verfahren ausgesetzt wird, bis die Umweltverträg- 
hchkeit des Gesamt-Projektes 17 geprüft sei, sodann 
die Umweltverträglichkeit der beiden erwähnten 
Varianten (einschheßhch Ausbau der vorhandenen 


Schleuse) zu prüfen und nach einer gleichwertigen 
Prüfung die Varianten neu zu bewerten. Schheßhch 
solle für die Schleuse Charlottenburg als eigen- 
ständiges Bauvorhaben vor Abschluß der Planfest- 
stellung eine Kosten-Nutzen-Analyse durchgeführt 
werden. 

Die antragstellende Gruppe der PDS führte im Aus- 
schuß für Verkehr aus, der im Dezember 1995 einge- 
brachte Antrag sei zwar teilweise überholt. Dies 
zeige allerdings auch, daß das Bundesministerium 
für Verkehr sowie die Betroffenen diesen Vorschlä- 
gen bereits teilweise gefolgt seien. Allerdings sei 
noch kein Raumordnungs verfahren für die Schleuse 
Charlottenburg vorgesehen. Der Neubau der Schleuse 
mit Gesamtkosten von mehr als 100 Mio. DM sei an- 
gesichts des Verhältnisses vom Aufwand zum Nutzen 
nicht gerechtfertigt. Zudem gebe es einen erhebh- 
chen Vermögensverlust für das Land Berhn, da 
85000 m^ Fläche kostenlos dem Bund übereignet 
werden sollten. 

Die Koahtionsfraktionen lehnten den Antrag ab, 
da die Angaben unter Nummer 1 teilweise unzu- 
treffend beziehungsweise überholt seien. Der Vor- 
habenträger habe sehr wohl die Varianten mit Neu- 
bau der Schleusenkammer im Bereich der vorhan- 
denen Schleusen auch unter Umweltverträghchkeits- 
gesichtspunkten beurteilt. Ein Neubau der Schleuse 
im Bereich der vorhandenen Schleuse beeinträchtige 
den heute noch natumahen Spreeverlauf nachhaltig. 
Weiter seien die Behauptungen in der Begründung 
hinsichtlich einer Variante ohne Spreedurchstich 
sowie zu den Kosten einer Grundüberholung der 
Schleuse durch Nachtrags Untersuchungen des Vor- 
habenträgers widerlegt worden. Letzthch sei auch 
erfreulich, daß man sich innerhalb des Berliner Se- 
nats inzwischen auf die aktuelle Planung geeinigt 
habe. 

Die Fraktion der SPD betonte, die vorhandene 
Schleuse hätte eine Emeuemng nicht überlebt. 
Dies müsse bei den Kosten berücksichtigt werden. 
Es sei auch zu bedenken, daß der Bund eine Finanz- 
hilfe gewähre, die an die betroffenen Kleingärtner 
weitergereicht werde. Insoweit werde eine Bela- 
stung des Berliner Senats vermieden. Der gefundene 
Kompromiß, der sowohl ökologische als auch öko- 
nomische Gesichtspunkte berücksichtige, werde von 
der betroffenen Öffenthchkeit, nämhch dem Senat, 
dem Abgeordnetenhaus und den Anwohnern ak- 
zeptiert und sollte jetzt von allen Seiten unterstützt 
werden. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hielt die 
geplante Variante für eine unbefriedigende Lösung. 
Es fehlten das Raumordnungs verfahren, Informatio- 
nen imd Prüfungen, beispielsweise zu der Frage, 
ob die alte Schleuse noch hätte renoviert werden 
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können. Die Verkehrsprognosen seien zu optimi- 
stisch. Die zu erwartende Wirtschafthchkeit des Ob- 
jekts rechtfertige nicht den Aufwand von mehr als 
100 Mio. DM. 


Bonn, den 16. April 1997 


Dr. Klaus Röhl 

Berichterstatter 
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